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1. Corona-Arbeitsschutzverordnung

Die kiinftige SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung gilt
vom 1.10.2022 bis einschlieRlich 7.4.2023. Nach der Ver-
ordnung sind Arbeitgeber verpflichtet auf Grundlage der
Gefdhrdungsbeurteilung des Arbeitsschutzgesetzes in
einem betrieblichen Hygienekonzept die erforderlichen
SchutzmalRnahmen zum betrieblichen Infektionsschutz
festzulegen und umzusetzen. Dabei sind insbesondere die
folgenden MaBRnahmen zu priifen:

« Umsetzung der AHA+L-Regel (Abstand, Hygiene, Alltags-
maske, Liften) an den Arbeitsplatzen
+ Verminderung der betriebsbedingten Personenkontakte,

kontakt@gw-recht.de
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6. Sozialversicherungspflicht eines Gesellschafter-
Geschéftsfiihrers

7. Miete fiir Rauchmelder sind keine umlageféhigen
Betriebskosten

8. Keine Einigung der Eltern tiber die Belange des
Kindes nach der Trennung

9. Drittes Entlastungspaket

z. B. durch Reduzierung der gleichzeitigen Nutzung von
Raumen

+ Angebot von Homeoffice, sofern keine betriebsbedingten
Griinde entgegenstehen

+ Maskenpflicht {iberall dort, wo technische und organisa-
torische MaBnahmen zum Infektionsschutz allein nicht
ausreichen

* Testangebote an Beschaftigte, die nicht ausschlieBlich
von zu Hause arbeiten

Arbeitgeber miissen weiterhin lber die Risiken einer CO-
VID-19-Erkrankung aufklaren und tber die Moglichkeiten
einer Impfung informieren und diese auch wahrend der Ar-
beitszeit ermdglichen.
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2. Bundesrat stimmt Covid-19-Schutzgesetz zu

Am 16.9.2022 hat der Bundesrat dem Gesetz zur Starkung
des Schutzes der Bevolkerung vor Covid-19 zugestimmt.
Es enthalt zahlreiche Neuregelungen im Infektionsschutz-
gesetz und anderen Gesetzen, die insbesondere den Coro-
na-Schutz vulnerabler Gruppen im Herbst und Winter ver-
bessern sollen.

* Die Lander erhalten eine Ermachtigungsgrundlage, um
auch in der Pflege Regelungen zur Hygiene und zum In-
fektionsschutz zu treffen.

« Verpflichtende Erfassung aller PCR-Testungen, auch der
negativen.

+ Bundesweit gilt FFP2-Maskenpflicht in Krankenh&dusern

und Pflegeeinrichtungen. Dort ist auBerdem ein Corona-

Test verpflichtend. Ebenfalls bundesweite FFP2-Mas-

kenpflicht in ambulanten medizinischen Einrichtungen

wie Arztpraxen, Tageskliniken, Dialyseeinrichtungen oder
bei Rettungsdiensten. Im Fernverkehr von Bus und Bahn
muss ebenfalls eine FFP2-Maske getragen werden; in

Flugzeugen nicht.

Das Gesetz verlangert den Schutzschirm fiir pflegende

Angehorige und die zusétzlichen Kinderkrankentage, die

auch im Jahr 2023 in Anspruch genommen werden kon-

nen. Kinder miissen bei einem Infektionsverdacht nicht
zum Arzt, sondern brauchen nur einen negativen Selbst-
test, um wieder am Unterricht oder in der Kita teilneh-
men zu konnen. Die Lander kénnen vom 1.10.2022 bis

7.4.2023, je nach Infektionslage, weitere Schutzvorkeh-

rungen eigenstandig anordnen.

Die im COVID-19-Schutzgesetz enthaltenen Rechtsgrund-
lagen fiir SchutzmalBnahmen gelten vom 1.10.2022 bis
7.4.2023.

3. BGH urteilt zur Zulassigkeit einer negativen
Bewertung bei eBay

In einem vom Bundesgerichtshof (BGH) am 28.9.2022 ent-
schiedenen Fall erwarb ein Kaufer tber die Internetplatt-
form eBay vier Gelenkbolzenschellen fiir 19,26 € brutto.
Davon entfielen 4,90 € auf die in Rechnung gestellten Ver-
sandkosten. Der Verkauf erfolgte auf der Grundlage der zu
diesem Zeitpunkt malRgeblichen Allgemeinen Geschaftsbe-
dingungen (AGB) von eBay, denen beide vor dem Geschéft
zugestimmt hatten. In den AGB heillt es auszugsweise
unter dem § 8 Bewertungen: ,[..] Nutzer sind verpflichtet,
in den abgegebenen Bewertungen ausschlieBlich wahr-
heitsgeméalRe Angaben zu machen. Die von Nutzern abge-
gebenen Bewertungen miissen sachlich gehalten sein und
diirfen keine Schmahkritik enthalten. [..]“. Nach Erhalt der
Ware bewertete der Kaufer das Geschaft in dem von eBay
zur Verfligung gestellten Bewertungsprofil des Verkaufers
mit dem Eintrag ,Ware gut, Versandkosten Wucher!!".

Die BGH-Richter entschieden, dass dem Verkaufer kein An-
spruch auf Entfernung der Bewertung ,Versandkosten Wu-
cher! zusteht. Wenn man eine MeinungsauBerung eines
Kaufers regelmaBig bereits dann als unzuldssig einstuft,
wenn sie herabsetzend formuliert ist und/oder nicht (voll-
standig oder iberwiegend) auf sachlichen Erwagungen be-
ruht, wiirde man der grundrechtlich verbiirgten Meinungs-
freiheit des Bewertenden von vornherein ein geringeres
Gewicht beimessen als den Grundrechten des Verkaufers.
Ferner war auch die Grenze zur Schmahkritik durch die Be-
wertung ,Versandkosten Wucher!!" nicht tiberschritten.

4. Keine Pflicht zur Beschiaftigung von ungeimpftem
Pflegepersonal im Seniorenheim

Seit 15.3.2022 miissen nach dem Infektionsschutzgesetz
Personen, die in Einrichtungen zur Unterbringung alterer,
behinderter oder pflegebediirftiger Menschen arbeiten,
tiber einen Impfnachweis oder z. B. einen Genesenennach-
weis verfiigen.

Das Hessische Landesarbeitsgericht (LAG) hatte in zwei
Fallen entschieden, in denen ein Seniorenheim zwei Pfle-
gekrafte seit dem 16.3.2022 von der Arbeit freistellte, weil
diese nicht gegen SARS-CoV-2 geimpft waren.

Das LAG entschied, dass die Arbeitnehmer keinen An-
spruch darauf hatten, in ihrem Arbeitsverhaltnis beschaf-
tigt zu werden. Der erforderliche Impfnachweis wirkt wie
eine berufliche Tatigkeitsvoraussetzung. Bei der Abwagung
der Interessen hatte der Arbeitgeber die Arbeitnehmer frei-
stellen diirfen. Das schiitzenswerte Interesse der Bewohner
des Seniorenheims, vor einer Gefahrdung ihrer Gesundheit
und ihres Lebens bewahrt zu werden, liberwiegt das Inte-
resse der Pflegekréfte, ihre Tatigkeit ausiiben zu kdnnen.

Auch das Oberverwaltungsgericht NRW hat in seinem Be-
schl. v. 16.9.2022 entschieden, dass das Gesundheitsamt
der Stadt Gelsenkirchen einer nicht gegen das Coronavirus
geimpften Sekretarin untersagen durfte, das Krankenhaus,
in dem sie arbeitete, zu betreten oder dort tatig zu werden.

5. Mindestlohn bei hauslicher Betreuung
(24-Stunden-Pflege)

Das Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg (LAG) hat-
te in einem Fall zu entscheiden, in dem eine bulgarische
Staatsangehdrige auf Vermittlung einer deutschen Agentur,
die mit dem Angebot ,24 Stunden Pflege zu Hause" wirbt,
von ihrem Arbeitgeber nach Deutschland entsandt wurde,
um eine {iber 90 Jahre alte Dame zu betreuen.

In dem Arbeitsvertrag war eine Arbeitszeit von 30 Std./Wo-
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che vereinbart. Im Betreuungsvertrag mit der dlteren Dame
war eine umfassende Betreuung mit Korperpflege, Hilfe
beim Essen, Fiihrung des Haushalts und Gesellschaftleis-
ten und ein Betreuungsentgelt fiir 30 Std./Woche verein-
bart. Die Pflegerin war gehalten, in der Wohnung der Senio-
rin zu wohnen und zu ibernachten.

Sie forderte nun die Vergiitung von 24 Stunden taglich fir
mehrere Monate und fiihrte zur Begriindung aus, dass sie in
dieser Zeit von 6 Uhr bis ca. 22.00/23.00 Uhr im Einsatz war
und sich auch nachts hatte bereithalten miissen, falls sie
benotigt wiirde. Daher hatte sie fiir die gesamte Zeit einen
Anspruch auf den Mindestlohn. Der Arbeitgeber berief sich
jedoch auf die arbeitsvertraglich vereinbarte Arbeitszeit.

Das LAG sprach der Pflegerin den geforderten Mindest-
lohn im Wesentlichen zu. Die Betreuung musste 24 Stun-
den am Tag sichergestellt werden. Neben den vergiiteten
Arbeitszeiten hatte sie auch in erheblichem Umfang vergii-
tungspflichtige Bereitschaftszeiten zur Sicherstellung der
Betreuung erbracht. Auf einen kleinen Teil der geforderten
Zahlungen hatte die Pflegerin keinen Anspruch. Dies waren
Zeiten, die die altere Dame mit Familienangehorigen in ihrer
Wohnung oder im Restaurant verbracht hatte.

6. Sozialversicherungspflicht eines
Gesellschafter-Geschaftsfiihrers

Bei der Beurteilung, ob bei einem GmbH-Geschaftsfiihrer
Sozialversicherungspflicht vorliegt, wird nicht allein auf
die Bestimmungen im Geschéftsfiihrervertrag abgestellt.
Ist ein GmbH-Geschéftsfiihrer zugleich als Gesellschafter
am Kapital der Gesellschaft beteiligt, sind der Umfang der
Kapitalbeteiligung und das AusmaR des sich daraus fiir ihn
ergebenden Einflusses auf die Gesellschaft ein wesent-
liches Merkmal bei der Abgrenzung von abhangiger Be-
schaftigung und selbststandiger Tatigkeit.

Ein Gesellschafter-Geschaftsfiihrer ist nicht per se kraft
seiner Kapitalbeteiligung selbststandig tatig, sondern muss
Uber seine Gesellschafterstellung hinaus die Rechtsmacht
besitzen, durch Einflussnahme auf die Gesellschafter-
versammlung die Geschicke der Gesellschaft bestimmen
zu kdnnen. Eine solche Rechtsmacht ist bei einem Ge-
sellschafter gegeben, der mehr als 50 v.H. der Anteile am
Stammbkapital halt. Ein Geschaftsfiihrer, der nicht tiber die-
se Kapitalbeteiligung verfligt und damit als Mehrheitsge-
sellschafter ausscheidet, ist dagegen grundsatzlich abhan-
gig beschaftigt.

Halt ein Gesellschafter nicht mehr als 50 % der Gesell-
schaftsanteile, kann er nach der Rechtsprechung des
Bundesfinanzhofs einem beherrschenden Gesellschafter
gleichgestellt werden, wenn er mit anderen gleichgerichtete
materielle, dh finanzielle Interessen verfolgenden Gesell-

schaftern zusammenwirkt, um eine ihren Gesellschafterin-
teressen entsprechende Willensbildung der Kapitalgesell-
schaft herbeizufiihren.

Das Landessozialgericht Baden-Wirttemberg hat dazu
entschieden, dass darauf jedoch im Sozialversicherungs-
recht gerade nicht abgestellt werden kann. Selbst schuld-
rechtliche Stimmbindungsvertrdge sind fiir die Beurteilung
der Versicherungspflicht eines Gesellschafter-Geschéfts-
fiihrers unbeachtlich.

7. Miete fiir Rauchmelder sind keine umlagefahigen
Betriebskosten

Betriebskosten sind die Kosten, die dem Eigentiimer durch
das Eigentum am Grundstiick oder durch den bestim-
mungsgemalen Gebrauch des Gebaudes oder der Wirt-
schaftseinheit, der Nebengebaude, Anlagen, Einrichtungen
und des Grundstiicks laufend entstehen. Neben den in der
Verordnung tiber die Aufstellung von Betriebskosten (Be-
trkV) ausdriicklich ausgenommenen Instandsetzungs-,
Instandhaltungs- und Verwaltungskosten gehdren auch
etwaige Kapital- und Finanzierungskosten fiir die Anschaf-
fung von Betriebsmitteln grundsatzlich nicht zu den umla-
gefahigen Betriebskosten. Aufwendungen, die nicht unter
dem in der BetrKV enthaltenen Betriebskostenkatalog fal-
len, kdnnen als ,sonstige Betriebskosten" jedoch umlage-
fahig sein. So miissen sonstige Betriebskosten nach Art,
Umfang, Sinn und Zweck mit den in der BetrKV im Einzelnen
aufgefiihrten Betriebskosten vergleichbar sein.

Gemessen daran handelt es sich bei den Kosten fiir die
Miete von Rauchwarnmeldern nicht um sonstige Betriebs-
kosten im Sinne der BetrKV, sondern — da sie den Kosten
fiir den Erwerb von Rauchwarnmeldern gleichzusetzen sind
— um betriebskostenrechtlich nicht umlagefahige Aufwen-
dungen. Zu dieser Entscheidung kamen die Richter des
Bundesgerichtshofs in ihrem Urteil v. 11.5.2022.

8. Keine Einigung der Eltern iiber die Belange
des Kindes nach der Trennung

In Gerichtsverfahren sind nach der Trennung der Eltern ne-
ben der Frage, wo ein Kind leben soll, vielfach auch Mei-
nungsverschiedenheiten tber den Schulbesuch, gesund-
heitliche oder vermogensrechtliche Belange zu klaren. Das
Familiengericht hat dann auf entsprechenden Antrag der El-
tern zu entscheiden, wer zukiinftig das Sorgerecht oder Teile
des Sorgerechts, wie beispielsweise die Gesundheitssorge
oder das Recht zur Regelung schulischer Angelegenheiten
fiir das Kind ausiibt. In diesen Verfahren geht es zumeist
nicht darum, dass das Kind in einem der Haushalte gefahr-
det ware, sondern vielmehr darum, dass die Eltern sich nicht
einigen kdnnen, und es deshalb einer Klarstellung bedarf.
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Die Entscheidung des Gerichts hat sich an dem Wohl des
Kindes zu orientieren. Nach dem Biirgerlichen Gesetzbuch
ist dem Sorgerechtsantrag eines Elternteils zu entsprechen,
wenn die Aufhebung der gemeinsamen Sorge und die Uber-
tragung auf ihn dem Wohl des Kindes am besten entspre-
chen. Zunachst hat das Gericht also festzustellen, dass die
Eltern nicht mehr in der Lage sind, gemeinsam Entschei-
dungen fiir das Kind zu treffen. Bei der Frage, auf welchen
Elternteil das Sorgerecht dann zu libertragen ist, sind die
von der Rechtsprechung entwickelten Kriterien, wie der
Kontinuitatsgrundsatz, die Erziehungseignung im Sinne der
Forderung des Kindes und schlieRlich die Bindungstoleranz
der Eltern von Bedeutung.

Die Bindungstoleranz beinhaltet die Fahigkeit und Bereit-
schaft eines potenziell allein sorgeberechtigten Elternteils,
dem Kind ein positives Bild vom anderen Elternteil zu ver-
mitteln und dessen Kontakte mit dem Kind zu férdern. Das
Familiengericht hat die Kindeswohlpriifung unter Beriick-
sichtigung dieser Kriterien und der Lebensumsténde ein-
zelfallbezogen vorzunehmen. Dabei kann auch der Wille
eines Kindes ausschlaggebend sein. Insoweit ist jedoch
besonders sorgféltig zu priifen, ob der geduRerte Wille au-
thentisch ist, und ob das Kind trotz eines Loyalitatskonflikts
in der Lage ist, einen freien Willen zu bilden.

9. Drittes Entlastungspaket

Die Bundesregierung hat ein drittes Malnahmenpaket auf
den Weg gebracht. Dieses soll die Biirger in Zeiten der Infla-
tion und hohen Energiepreise unterstiitzen. Zu den geplan-
ten, aber noch nicht endgiiltig beschlossenen MalRnahmen
gehoren u. a. folgende Punkte:

* Rentner sollen zum 1.12.2022 eine einmalige Energie-
preispauschale in Héhe von 300 € erhalten, die von der
Deutschen Rentenversicherung ausgezahlt werden soll.

* Studenten und Fachschiller sollen eine Einmalzahlung in
Hohe von 200 € erhalten.

* Fiir die Jahre 2023 und 2024 ist eine Erhohung des Kin-

dergeldes vorgesehen. Fiir die ersten zwei Kinder pro Fa-

milie soll sich der Kindergeldbetrag um 18 € erhéhen. Eine

Familie mit zwei Kindern hat so 432 € pro Jahr mehr zur

Verfligung.

Zum 1.1.2023 konnte sich der Kinderzuschlag auf mo-

natlich 250 € erhohen. Die Regelung soll zunachst bis zur

Einfihrung der Kindergrundsicherung gelten und dann

wegfallen. Ein genauer Zeitpunkt dafiir steht noch nicht

fest

Die Hochstgrenze fiir Midijobs soll zum 1.1.2023 auf mo-

natlich 2.000 € steigen. Durch die Erhhung wiirden die

Arbeitnehmer deutlich weniger Beitrage zur Sozialversi-

cherung zahlen und so entlastet werden. Im Oktober wur-

de der Betrag auf 1.600 € angehoben.

Fir die in 2020 entstandene Homeoffice-Pauschale

konnte die bisherige Befristung bis zum 31.12.2022 auf-

gehoben werden. Fiir jeden Tag im Homeoffice konnten

Steuerpflichtige 5 € angeben, im Jahr maximal 600 €. Ins-

besondere Steuerpflichtige, die regelmaRig von Zuhause

aus arbeiten, aber kein separates Arbeitszimmer vorwei-
sen kdnnen, profitierten bislang von dieser Regelung.

Nach dem Erfolg des 9-Euro-Tickets wird nun von Bund

und Landern an einer Nachfolgelosung gearbeitet. Ziel ist

ein Ticket, welches bundesweit fiir einen erschwinglichen

Preis erworben werden kann.

Der Umsatzsteuersatz in der Gastronomie soll auch in

2023 zunachst bei 7 % liegen und nicht wieder auf 19 %

erhoht werden.

Basiszinssatz:

nach § 247 Abs. 1 BGB mafgeblich
flr die Berechnung von Verzugszinsen

seit1.7.2016=-0,88% 1.1.2015-30.06.2016 =-0,83% 1.7.2014 - 31.12.2014=-0,73 %

Altere Basiszinssatze finden Sie im Internet unter.
www.destatis.de - Themen - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreise - Preisindizes im Uberblick

Verzugszinssatz
(§ 288 BGB seit 01.01.2002)
(abgeschlossen bis 28.07.2014)

(abgeschlossen ab 29.07.2014)

Rechtsgeschafte mit Verbrauchern:

Rechtsgeschafte mit Nichtverbrauchern:

Rechtsgeschafte mit Nichtverbrauchern:

Basiszinssatz + 5 %-Punkte

Basiszinssatz + 8 %-Punkte

Basiszinssatz + 9 %-Punkte
zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex:
(2015 = 100)

2022: September = 121,1; August = 118,8; Juli = 118,4; Juni = 117,4; Mai = 117,3; April = 116,2;
Méarz =111,5; Februar = 112,5; Januar = 111,5

2021: Dezember = 111,1; November = 110,5; Oktober = 110,7; September = 110,1; August = 110,1;
Juli =110,1; Juni = 109,1; Mai = 108,7; April = 108,2; Marz = 107,5; Februar = 107,0; Januar = 106,3

Altere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreise

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann!
Alle Beitrdge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung fur deren Inhalt kann jedoch nicht ibernommen werden.
Flr Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfligung.

GUTWIN « WEISS | Rechtsanwalte | Erlangen « Flrth




	Inhaltsverzeichnis
	1. Corona-Arbeitsschutzverordnung 
	2. Bundesrat stimmt Covid-19-Schutzgesetz zu 
	3. BGH urteilt zur Zulässigkeit einer negativen  Bewertung bei eBay 
	4. Keine Pflicht zur Beschäftigung von ungeimpftem Pflegepersonal im Seniorenheim 
	5. Mindestlohn bei häuslicher Betreuung  (24-Stunden-Pflege) 
	6. Sozialversicherungspflicht eines  Gesellschafter-Geschäftsführers 
	7. Miete für Rauchmelder sind keine umlagefähigen Betriebskosten 
	8. Keine Einigung der Eltern über die Belange  des Kindes nach der Trennung 
	9. Drittes Entlastungspaket 

